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Steuerreform 1990

Zuviel versprochen

Die Steuerentlastung 1990, die einmal voreilig als 
größte Steuersenkung in der Geschichte der Bundesre
publik Deutschland bezeichnet wurde, gerät zuneh
mend in den Verdacht, sich als ein nicht einlösbares Ver
sprechen zu erweisen. Es begann mit der Fehlentschei
dung, den neuen Steuertarif ohne gleichzeitige Offenle
gung der Finanzierung zu verkünden. Den Steuerzah
lern wurde zunächst ein Entlastungsvolumen von 40 
Mrd. DM mit eindrucksvollen Berechnungsbeispielen 
vorgeführt, die sich später bei der Konkretisierung der 
zu streichenden Steuervergünstigungen in Höhe von 19 
Mrd. DM zwangsläufig als Illusion heraussteilen muß
ten. Die Steuerpolitiker hatten damit erreicht, daß die 
Kritik über verlorengegangene steuerrechtliche Besitz
stände und nicht das Lob über eine Nettoentlastung von 
18 Mrd. DM die Diskussion beherrschte.

Es kann eigentlich kaum noch verwundern, wenn nur 
zwei Monate nach Verabschiedung des Steuerreform
gesetzes 1990 eine Erhöhung von Verbrauchsteuern -  
zum Ausgleich höherer EG-Lasten -  angekündigt wird. 
Der Steuerzahler wird nunmehr damit rechnen müssen, 
daß von der gesamten Bruttoentlastung der Steuerre
form nur noch rund 10 Mrd. DM übrig bleiben. Dieses zu
sammen mit der Ankündigung höherer Beitragssätze für 
die Arbeitslosenversicherung ab 1989 sowie für die Ren
tenversicherung in den neunziger Jahren erweckt den 
Eindruck planloser Entscheidungen ohne vorausschau
endes finanzpolitisches Gesamtkonzept. Der Unmut 
des Bürgers darüber, daß für ihn trotz Steuerreform in 
den kommenden Jahren unter dem Strich kaum eine 
Entlastung herauskommt, ist absehbar und auch ver
ständlich. Unverständlich bleibt jedoch, warum die Re
gierung die Steuerreform 1990 nicht von vornherein als 
das deklariert hat, was sie letztlich ist: eine Veränderung 
der Steuerstruktur und ein Ausgleich für steigende EG- 
und Sozialversicherungslasten. ws

Regionalpolitik

Strukturfonds gegen Süd-Nord-Gefälle

In einer Gegenposition zu Ernst Albrechts umstrittenem 
Vorschlag zur Neuverteilung der Sozialhilfeaufwen
dungen zwischen dem Bund einerseits und den Län
dern und Gemeinden andererseits hat sein Kollege
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Lothar Späth unter anderem die Schaffung eines Struk
turfonds angeregt, der zur Förderung strukturschwa
cher Regionen und zur Eindämmung der wachsenden 
Sozialhilfelasten eingesetzt werden soll. In einem Zeit
raum von zunächst zehn Jahren sollen der Bund 20 und 
die Länder 2 Mrd. DM in diesen Fonds einbringen. Fi
nanziert werden sollen die Gründung von Gewerbezent
ren und Forschungseinrichtungen sowie die Erschlie
ßung von Industriegelände und der Ausbau der Infra
struktur.

Während der Vorschlag Albrechts zur Neuverteilung 
der Sozialhilfelasten lediglich als ein Kurieren an Sym
ptomen einzustufen ist, zielt Späths Beitrag direkt auf 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze und damit auf die Ur
sachen der gegenwärtigen Strukturprobleme der nord- 
und westdeutschen Bundesländer Ob Lothar Späths 
Strukturfonds tatsächlich zur Minderung der regionalen 
Disparitäten zwischen den wohlhabenden südlichen 
und den übrigen Bundesländern nachhaltig beitragen 
könnte, ist jedoch zu bezweifeln. Denn erst kürzlich ver
lautete aus München, die Wahl eines norddeutschen 
Standortes für das geplante europäische Mikroelektro
nik-Zentrum JESSI allein aus regionalpolitischen Grün
den sei aus bayerischer Sicht nicht akzeptabel. Selbst 
ein von Späth zur Diskussion gestelltes Strukturministe
rium wäre wohl mit der Aufgabe überforden, ständig zwi
schen den regionalen Egoismen der Bundesländer und 
dem Verfassungsgebot zur Wahrung einheitlicher Le
bensbedingungen zu vermitteln. hn

VW-Rationalisierungspläne

Keine heilige Kuh

N ur zwei Monate nach dem Rückzug des Bundes aus 
dem Volkswagen-Konzern und kurz vor der Feier des 
50jährigen VW-Jubiläums sind zwei Vorstandspapiere 
bekanntgeworden, die auf die unbefriedigende Ertrags
lage im Vergleich zu europäischen Konkurrenten hinwei
sen und eine Vielzahl von Rationalisierungsmaßnah
men enthalten. Neben Kürzungen bei den Sachkosten 
sehen die Pläne für die nächsten Jahre eine drastische 
Senkung der Personalkosten vor Zunächst sollen au
ßertarifliche Vergünstigungen abgebaut werden.

Der Übergang zu einer stärkeren Kosten- und 
Gewinnorientierung bei VW ist, so spät er auch stattfin
det, zu begrüßen. Sicherlich erleichtert der Ausstieg des 
Bundes das Vorgehen. Allzu lange hatten in der Unter
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nehmenspolitik zu Lasten der Erträge politische Ge
sichtspunkte wie die Schaffung von Arbeitsplätzen im In
land und -  über den hauseigenen Tarif mit der IG-Metall 
-  von hervorragenden Arbeitsbedingungen für die Mitar
beiter ein allzu großes Gewicht. Vergleichbare private 
europäische Wettbewerber wie etwa Fiat und Ford ha
ben dagegen in den letzten Jahren größere Rationalisie
rungsfortschritte und weit höhere Umsatzrenditen er
zielt.

Angesichts des zunehmenden Sättigungsgrades auf 
dem europäischen PKW-Markt, auf dem VW in den letz
ten Jahren der Marktführer war sehr gedämpfter Ab
satzaussichten für die nächsten Jahre und des zuneh
menden Wettbewerbs mit europäischen, aber auch mit 
japanischen Herstellern sind Maßnahmen zur Optimie
rung der Produktion und Senkung der Kosten bei VW 
dringend nötig. Zur Sicherung der Marktposition und da
mit der Arbeitsplätze sollten nicht nur außertarifliche So
zialleistungen zur Disposition stehen; auch der erst 
1990 auslaufende Haustarifvertrag sollte keine unan
tastbare „heilige Kuh“ sein. sp

Wettbewerbsrecht

Ballspiele

Ein Lehrstück über die Folgen von Änderungen staatli
cher Regulierung ist zur Zeit auf dem Markt der Rechte 
für Fußballübertragungen zu beobachten. Als private 
Fernsehsender noch verboten waren, standen sich auf 
diesem durch sichere hohe Zuschauerraten gekenn
zeichneten Markt zwei Monopolisten gegenüber -  der 
Deutsche Fußballbund als Anbieter und die gemeinsam 
auftretenden öffentlich-rechtlichen Anstalten als Nach
frager Auch wenn bei einem solchen bilateralen Mono
pol immer ordentlich um Preise gestritten und gedroht 
wird, waren ARD und ZDF die Rechte letztlich doch sicher

Mit dem Auftreten privater Fernsehanbieter ist eine 
neue Situation entstanden. Nun gibt es zusätzliche 
Nachfrager, denen die Rechte zudem noch mehr wert 
sein dürften als den alten, denn ihnen ist die abendliche 
Werbung erlaubt und die Einnahmen daraus hängen -  
zumindest indirekt -  auch noch von den Einschaltquo
ten ab. Diese neue Art der Eigentumsrechte mußte, zu
sammen mit dem Wettbewerb unter den Nachfragern, 
den Preis in die Höhe treiben, eine für die ehemaligen 
Nachfragemonopolisten eher unangenehme Entwick
lung. Also versuchten sie, alle Nachfrager unter einen 
Hut zu bekommen und so ein Submissionskartell zu bil
den, zwar mit der öffentlichen Begründung, von einem 
Zwischenhändler nicht kaufen zu wollen, aber doch

wohl auch, um den Preis niedrig zu halten. Jedenfalls 
war der gemeinsam gebotene Preis niedriger als derje
nige, den die Ufa allein zu zahlen bereit war Dieser Ver
such scheiterte letztlich und war wohl auch nicht Rech
tens. So wurde aus einem zweiseitigen Monopol nun ein 
einseitiges des DFB. Aber -  so sagt das Kartellamt nun 
zu Recht -  warum sollen die Vereine die Rechte an ihren 
Spielen eigentlich über den DFB verkaufen? Wenn sie 
diese selber anböten, würde es sich hier plötzlich um 
einen Markt mit Wettbewerb auf beiden Seiten han
deln. kra

UdSSR

Neues Genossenschaftsgesetz

Nach dem Gesetz über die Staatsbetriebe und dem Ge
setz über individuelle Arbeit ist das neue Gesetz über 
Genossenschaften, das am 1. Juli in Kraft tritt, ein weite
rer Schritt zu mehr Eigeninitiative in der UdSSR. Die fle
xibleren und marktnäheren Genossenschaften werden 
den Staatsbetrieben rechtlich gleichgestellt und sollen 
so zur Verbesserung des nur schwach entwickelten 
Konsumgüter- und Dienstleistungsangebots beitragen.

Verabschiedet werden konnte das Gesetz erst nach 
lebhaften Debatten mit verschiedenen Änderungen und 
Zusätzen. So waren Befürchtungen laut geworden, 
einige Bestimmungen des Gesetzentwurfs würden den 
Handlungsspielraum der Genossenschaften zu stark 
einengen. Streitpunkt waren unter anderem die speziel
len Vorschriften über die Staatsaufträge an die Kolcho
sen; kritisiert wurde, daß die staatlichen Planer auf 
diese Weise weiterhin Einfluß ausüben könnten. Zu
künftig wird den Kolchosen ebenso wie den übrigen Ge
nossenschaften die freie Entscheidung über die Ver
wendung ihrer Produktion überlassen. Strittig war auch 
die seit Anfang April eingeführte Form der progressiven 
Besteuerung von Genossenschaftseinkommen, in der 
einige Abgeordnete ein gefährliches Hindernis für die 
Entwicklung von Eigeninitiativen sahen. Die Regierung 
wurde daher aufgefordert, die Einkommensgrenze für 
die progressive Besteuerung zu erhöhen.

Ob sich der laut Regierungszeitung Iswestija „revolu
tionäre Charakter“ des neuen Gesetzes eines Tages in 
der Wirklichkeit durchsetzen wird, hängt nicht zuletzt da
von ab, inwieweit die Reform der Gesamtwirtschaft vor
angetrieben wird. Erforderlich sind z.B die Verteilung 
der Matenalien und Vorprodukte über den Markt (Groß
handel) sowie eine Neugestaltung des Preissystems, 
soll die Materialversorgung der Genossenschaften 
nicht schnell an Grenzen stoßen. sr
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